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Erdarbeiten Ritter 

Vorwort: 
Im Zuge der überörtlichen Bauprüfung des Neubaus Freizeitbad Offenburg 
wurden im Fachlos Erdarbeiten seitens der GPA zu vier Punkten Fragestellun-
gen aufgeworfen: 
- Pos. 2.2.70 Baustraße und Lagerflächen, Herstellung 
- Pos. 5.1.40 – Bodenmaterial ab UK Schottertragschichten 
- Pos. Pos. 4.3.50 – Boden lösen, abfahren, entsorgen, T bis 3,0 m, BK 4, 

Schluff 
- Pos. 4.3.110 – Boden lösen, entsorgen, T bis 1,0 m, BK 4 

Zu Pos. 2.1.70 – Baustraße und Lagerflächen, Herstellung 
Entgegen der Auffassung der GPA sind wir der Auffassung, dass der Positi-
onspreis linear fortgeschrieben werden konnte, da der Einbau in zwei Schich-
ten erfolgte. Der abgerechnete Preis entsprach demnach dem Anspruch des 
Auftragnehmers. 

Pos. 5.1.40 – Bodenmaterial ab UK Schottertragschichten 
Wir schließen uns der Auffassung der Stellungnahme der 4a Architekten an, 
dass aufgrund der erschwerten Abtragung des Materials und der Zuordnung 
zum Titel „Außenanlagen Parkplatz“ diese Arbeiten zu dieser Position zuzu-
ordnen sind. 

Vorangestelltes Fazit nach Erörterung der Fragestellungen der GPA zu 
Position 4.3.50 und 4.3.110: 
Unter Würdigung der benannten Risiken erscheint eine Nachverhandlung ei-
ner möglichen Überzahlung mit einem sehr hohen Risiko verbunden, dass die 
Forderung seitens Fa. Ritter den eigentlichen Forderungsbetrag der TBO 
übersteigen und mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Nachforderung in der 
schlussgerechneten Rechnung Fa. Ritter entsteht. Aufgrund der dargelegten 
Punkte verzichtet der Auftraggeber auf weitere Nachverhandlungen.  

A. Hintergrund 
Auf dem Baugelände des Freizeitbads wurde belastetes Material gefunden. 
Für die Entsorgung dieses Materials gab es im Leistungsverzeichnis keine 
entsprechende Position. Für die Entsorgung des belasteten Materials hatte 
der Unternehmer das Nachtragsangebot (Nr. 07 vom 08.05.2015) vorgelegt. 
Dies wurde geprüft und abgelehnt. 
Die ausgeschriebenen und beauftragten Leistungen enthielten das Lösen, das 
Laden, das Abfahren und das Entsorgen von unbelastetem Bodenmaterial. In 
der Besprechung am 12.05.2015 wurde die hilfsweise Anwendung der vorhan-
denen Positionen 4.3.50 und 4.3.110 vereinbart. Darüber hinaus wurde ver-
einbart, dass der Auftraggeber die bei der Entsorgung anfallenden Deponie-
kosten direkt mit dem LRA abrechnet. Die Absprachen erfolgten mündlich und 
wurden entsprechend abgerechnet. Die hierzu notwendige Nachtragsverein-
barung wurde nicht schriftlich verfasst. Die mündliche Regelung zur Entsor-
gung wurde im Wissen getroffen, dass der Nachtrag Nr. 7 der Fa. Ritter mit 
245.534,39 EUR brutto abgelehnt und somit deutliche Mehrkosten verhindert 
wurden. 
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Die GPA forderte in Ihrer Zusammenfassung vom 14.12.2020 die Verwaltung 
zu den Positionen 4.3.110 und 4.3.50 zur Verhandlung und nachträglichen Ab-
schluss einer Nachtragsvereinbarung auf. In der Zusammenfassung vom 
11.12.2020 unter der laufenden Nummer 5 wird für die Positionen 4.3.50 und 
4.3.110 Boden lösen und entsorgen unter der Annahme eines Auflockerungs-
faktors von 23% eine Überzahlung von 43.942,95 EUR brutto errechnet. 

 
Hierzu ist folgendes zu bemerken: 
Die GPA geht davon aus, dass die Massenermittlung anhand fester Masse 
aus der Grube zu erfolgen hat. Diese Leistung wurde so nicht ausgeschrieben 
Es gab die Position „Ausheben und Zwischenlagern“ sowie die Position „Aus-
heben und Entsorgen“. In der Besprechung vom 12.5.2015 wurden diese Po-
sitionen zur hilfsweisen Heranziehung vereinbart. Somit ist die feste Masse für 
das Ausheben und Zwischenlagern anzunehmen, für das Aufnehmen vom 
Zwischenlager und Entsorgen ist nach unserer Auffassung jedoch die aufgelo-
ckerte Masse anzurechnen. 
Ein notwendiges Aufmaß der Haufwerke konnte aufgrund des Zeitdrucks auf 
der Baustelle als auch aufgrund der schwierigen Kubatur der Haufwerke nicht 
zeitgerechnet umgesetzt werden. Deshalb hat man sich auf der Baustelle zwi-
schen AN, Bauleitung und Bauherrenvertreterin auf ein LKW – Aufmaß geei-
nigt. Siehe hierzu die Stellungsnahmen Ritter und 4a – Architekten. Auch 
hierzu wurde keine schriftliche Nachtragsvereinbarung getroffen. Bei dieser 
mündlichen Vereinbarung wurde die zweite Auflockerung zwischen Haufwerk 
und LKW nicht berücksichtigt und kein Auflockerungsfaktor vereinbart. Unter 
der Annahme, dass die erste Auflockerung zwischen Grube und Haufwerk 
zwischen 15 bis maximal 20% betrug, könnte man davon ausgehen, dass eine 
weitere Auflockerung von 7-10 % vorgelegen haben könnte.  
 

B. Berechnung der Forderung bzw. des Überzahlungsbetrags: 
Unter Annahme einer Auflockerung von 10%, die in 100% zu berechnen ist, 
ergibt sich folgender Überzahlungsbetrag: 
10.059,618 m³ x 10 % = 1005,962 m³. Diese Masse multipliziert mit dem Ein-
heitspreis je cbm ergibt: 1005,962 m³ x 13,30 €/m³ = 13.379,29 EUR zuzüg-
lich19 % MWST (2.542,07 EUR) eine überzahlte Summe von 15.921,36 EUR. 
Dies ist nach unserer Auffassung die maximale Rückforderungssumme aus 
dieser Position. 

 
C. Ermittlung und Bewertung der Risiken aus Sicht der TBO: 

Sollte die Stadt Offenburg bzw. die TBO aufgrund der Prüfung der GPA nach-
träglich die schlussgerechnete Position als überzahlt betrachten, wird Fa. Rit-
ter die Position ebenfalls nachkalkulieren. 
 
Hieraus entstehen verschiedene Risiken, die im Folgenden erhoben und be-
wertet werden: 
 
Risiko: Einheitspreis je cbm: 
Zunächst hat die GPA den Einheitspreis auch in seiner Höhe angezweifelt. Auf 
Grundlage des Vergleichs im Preisspiegel mit den anderen Anbietern zeigte 
sich, dass der mit Fa. Ritter vereinbarte Preis im Vergleich mit den nächst-
günstigsten Anbietern ausgesprochen günstig ist.  
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Der nächst günstige Anbieter setzte einen Preis von 13,88 EUR/cbm (0,58 
EUR Preisdifferenz zu Fa. Ritter) und der zweitgünstigste einen Preis von 
15,23 EUR (1,93 EUR Preisdifferenz zu Fa. Ritter) an.  
Durch die Revision der Stadt Offenburg wurde zum Nachweis auch eine alter-
native Hilfsrechnung unter Berücksichtigung des als Subunternehmers einge-
setzten Spediteurs mit 6,74 EUR/cbm reine Fahrtkosten erstellt. Diese Hilfs-
rechnung bestätigte, dass die Fahrtkosten zur Deponie Rammersweier höher 
liegen als die Entsorgung zur Landesgartenschau in Lahr. Weiterhin kommt 
hinzu, dass ein Teil der zu entsorgenden Massen auf die Deponie in Seel-
bach/Schönberg gefahren wurde und hier ein wesentlicher Zeitaufwand ent-
stand. Insofern akzeptierte die GPA den abgerechneten Einheitspreis. 
 
Hilfsrechnung:  
Laden 40m³/h bei 9 m³  14 min. 
Fahrzeit: Baustelle   2 min. 
Zur Deponie und zurück  24 min 
Abladen    6 min 
Summe gesamt   46 min. 
Laut Nachtrag 4 Achser (9 m³) 84,70 € 
Dies ergibt bei 9 m³ 7,21 €/m³ im Vergleich zu 6,74 €/m³ Angebot Brendel 
 
Die Fahrtzeit wurde Googlemaps entnommen und bezieht sich auf einen 
PKW. Die Fahrtzeit erscheint aufgrund der vielen Ampeln, der schwierigen 
Verkehrslage und der Verwendung eines LKWs anstelle eines PKWs als zu 
positiv gerechnet. Bei einer Annahme einer um 6 Minuten längeren Fahrtzeit 
von 30 Minuten anstelle von 24 Minuten ergibt sich ein Preis von 8,15 
EUR/cbm. Dies entspricht 1,42 EUR mehr als die kalkulierte Entsorgung der 
Firma Brendel. Hierauf kommt noch ein Nachunternehmerzuschlag von 9,36 
%. Dies ergibt eine Mehrforderung von 1,55 EUR/cbm. Multipliziert mit der 
Masse aus den Haufwerken ergibt sich eine Nachforderung der Firma Ritter 
von 15.580,96 EUR netto bzw. 18.541,34 EUR brutto. Hier ist der Mehrauf-
wand für die Entsorgung nach Seelbach noch gar nicht eingerechnet. 
 
Risiko: Massen bzw. Auflockerungsfaktor: 
Die genaue Zusammensetzung der abgefahrenen Massen bzw. Böden ist un-
klar. Der Geologe setzte deshalb auf Grundlage der Literatur einen Auflocke-
rungsfaktor im Bereich 15-20% an. In verschiedenen Dokumentationen von 
4a, die vermutlich auch Fa. Ritter vorliegen, werden auch Werte in einem Be-
reich von 7 bis 10% als Auflockerungsfaktor benannt. Unter dem Strich stellt 
der Auflockerungsfaktor eine Annahme dar und müsste im Falle eines Rechts-
streits durch einen Gutachter ermittelt werden. 

 
 
Bewertung der Risiken: 
Falls Fa. Ritter Verhandlungen zustimmt, wird sie bei der Position 4.3.50 und 
4.3.110 den Einheitspreis bzw. die Angaben zur Massenermittlung aus ihrer 
Sicht betrachten und neu bewerten. 
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Einheitspreis 
Obwohl der Einheitspreis durch uns, da er mit der Hilfsrechnung begründet 
werden konnte, nicht angezweifelt wird, könnte er seitens des AN neu berech-
net werden – unsere Forderung würde aber unverändert bleiben.  
Dieses mögliche Vorgehen scheint auch Aussicht auf Erfolg zu haben, da die 
Vergleichspreise der anderen Anbieter zum Teil deutlich höher waren und Fa. 
Ritter sehr günstig angeboten hatte. Dies war möglich, da der AN das Material 
an die Landesgartenschau verkaufen konnte und hierfür eine Rückvergütung 
kalkuliert hatte. Wie oben erwähnt, hat Fa. Ritter einen Anteil des zu entsor-
genden Materials auf die Deponie Seelbach / Schönberg gefahren und dies, 
obwohl die Wegstrecke deutlich weiter als nach Rammersweier ist, zum Preis 
der Position abgerechnet.  
Sollte Fa. Ritter mit ihrer Nachkalkulation in die Preisregion der Einheitspreise 
der Zweit- und Drittanbieter für das LV Erdarbeiten kommen, so reduziert sich 
die Endsumme, die uns nach Verrechnung der gegenseitigen Forderungen 
noch bleibt, schnell. Im Preisspiegel nachlesbar hatte Anbieter 2 die Position 
mit einem Preisunterschied zu Fa. Ritter von 58 Cent/cbm netto und der teu-
erste Anbieter mit einer Differenz von 1,93 EUR/cbm netto angeboten. 
 
Berechnung der zu reduzierenden Summen der Überzahlungsforderung unter 
Berücksichtigung der Preise der Anbieter 2 und 3 aus dem Preisspiegel: 
Anbieter 2: 10.059,618 m³ x 0,58 €/m³ = 5.834,57 EUR netto zzgl. 19% MwSt. 
6943,14 EUR brutto 
Anbieter 3: 10.059,618 m³ x 1,93 €/m³ = 19.415,06 EUR netto oder zzgl. 19% 
MwSt. 23.103,93 EUR brutto 
 
Auflockerungsfaktor: 
Wie oben dargestellt wurde für die Berechnung der überzahlten Summe der 
Auflockerungsfaktor aus der Fachliteratur entnommen und der Maximalwert 
angesetzt. In Dokumentationen der Bauleitung wurden jedoch auch unter-
schiedliche Auflockerungsfaktoren beschrieben – so hat ein Mitarbeiter der 
Bauleitung 4a Architekten, in der Mengenermittlung immer wieder den Faktor 
7 – 10% für die Auflockerung angegeben. Es muss deshalb angenommen 
werden, dass der AN den Auflockerungsfaktor von 10% für die zweite Auflo-
ckerung nicht einfach hinnehmen wird und ggf. ein Gutachten fordert oder ei-
nen Wert von z.B. 7% ansetzt. Bei einem Faktor von 7% liegt unsere oben be-
schriebene Forderung nur noch bei 11.144,95 EUR.  

 
In der Kombination der Nachkalkulation des Auflockerungsfaktors, als auch 
des Einheitspreises kommen wir ggf. zum Ergebnis, dass wir nachzahlen müs-
sen. 

 
Risiko: Gerichtsverfahren:  
Fa. Ritter hat sich in vers. Telefonaten klar positioniert und wird ggf. eher den 
Gang vor Gericht vorziehen, als einem Vergleich zuzustimmen Dieses Risiko 
wird als sehr hoch bewertet. Bei jeglicher außergerichtlichen Einigung entste-
hen Kosten für anwaltliche Beratungen. Im Falle des gerichtlichen Vorgehens 
entstehen neben den Gerichtskosten auch Kosten für Anwaltshonorare und 
Gutachten.  
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Diese Kosten lagen bei vergleichbaren anderen Verhandlungen schnell bei 5 
bis 6 TEUR. Wenn der Streitwert seitens TBO, wie berechnet mit rund 16 
TEUR angesetzt wird, so wird im Streitfall vor dem Landgericht verhandelt.  
 

D. Empfehlung der TBO: 
Nach unseren Ausführungen liegt die Überzahlung bei maximal 15.921,36 
EUR brutto. Firma Ritter könnte diese Kosten durch eine Erhöhung des Ein-
heitspreises für den Transport um 1,33 EUR /cbm ausgleichen.  
Die oben genannte realistische Nachkalkulation endet bei 1,55 EUR/cbm bei 
einer Fahrtzeit von 30 Minuten. Multipliziert mit der Masse aus den Haufwer-
ken ergibt sich eine mögliche Nachforderung der Firma Ritter von 15.580,96 
EUR netto bzw. 18.541,34 EUR brutto. Dies berücksichtigt noch nicht den Be-
trag für das entsorgte Material nach Lahr Seelbach. Hier liegt der Preis je cbm 
noch einmal höher. 
Unter Würdigung der benannten Risiken erscheint eine Nachverhandlung der 
möglichen Überzahlung mit einem sehr hohen Risiko verbunden, dass die For-
derung seitens Fa. Ritter den eigentlichen Forderungsbetrag übersteigen und 
mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Nachforderung in der schlussgerechneten 
Rechnung Fa. Ritter entsteht. 

 
E. Bewertung des rechtlichen Hintergrunds zu möglichen Gegenforderun-

gen aus Sicht FB ZSR – Recht und Datenschutz: 
Grundsätzlich sind mögliche Gegenforderungen seitens Fa. Ritter zum 
31.12.20 verjährt und können nicht mehr selbständig eingeklagt werden. § 215 
BGB sieht jedoch vor, dass Fa. Ritter im Wege der Aufrechnung die eigentlich 
schon verjährte Forderung uns entgegenhalten kann. Wenn Forderungen sei-
tens Firma Ritter bestehen und unsere Klage wird abgewiesen, haben wir die 
Kosten zu tragen. Sollten wir also zu dem Ergebnis kommen, dass die Fa. Rit-
ter noch berechtigte Forderungen mind. in Höhe unserer eigenen Forderung 
hat, wäre aus Sicht des Fachbereichs ZSR ein weiteres gerichtliches Vorge-
hen nicht anzuraten. Natürlich kann man darüber verhandeln, doch ist die 
Frage, ob dies am Ende des Tages nicht nur Zeit und damit Geld kostet, wenn 
das Ergebnis dasselbe ist. 
 

F. Bewertung und Einschätzung aus Sicht der Revision 
Unter Berücksichtigung der Rückmeldung der Abteilung Recht, Herrn Singler, 
kann die Revision mit der beabsichtigten Vorgehensweise mitgehen. Unter 
Abwägung aller Aspekte und Rahmenbedingungen halten wir das Risiko für 
erheblich höher, dass der Stadt/TBO ein Schaden entsteht, als dass die Stadt 
tatsächlich noch Nachforderungen - ggf. gerichtlich - durchsetzen könnte. 
 
 
Offenburg,  
 
 
 
 
 
Alex Müller    Natalia Schätzle  Claudia Edler 
Erster Betriebsleiter TBO         Fachbereich ZSR  OE Revision 
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Anlage: 

- Stellungnahmen Ritter 
- Stellungnahme 4a Architekten 
- Erläuterung zur Schriftform in VOB /A Vergaben, FA Enders 

 
 
Feststellung GPA vom 14.12.2020 
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Auf Anfrage per Email vom 16.12.2020 nahm Herr Ritter wie folgt Stellung: 
Stellungnahme Fa. Ritter vom 05.01.2021 
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Auf Anfrage vom 28.01.2021 erfolgte am 09.02.20251 Antwort Fa. Ritter mit Stel-
lungnahme 2: 
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Email Anhang zur Stellungnahme 2 vom 09.02.2021 
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Auf Anfrage per Email vom 02.12.2020 nahm Herr Ritter wie folgt Stellung: Stel-
lungnahme 4a Architekten vom 11.02.2021 
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Email vom 17.12.2020 von Fachanwalt Herr Enders: 
 
Von: kanzlei [mailto:kanzlei@ra-enders.com]  
Gesendet: Donnerstag, 17. Dezember 2020 12:14 
An: Schaetzle, Natalia 
Betreff: AW: Stadt OG /Ritter Bau GmbH 
 
Sehr geehrte Frau Schätzle,  
 
danke für Ihre E-Mail vom 16.12.2020. Ich bin kein technischer Gutachter, gehe aber 
davon aus, dass die Abrechnungsbestimmungen der VOB/C, die Bestandteil des 
Vertrages wurden, darauf hindeuten, dass „die Mengen an der Entnahmestelle im 
Abtrag zu ermitteln sind“. Das folgt aus Ziff. 5.4 der DIN 18300 = VOB/C. Ich schließe 
mich also der Auffassung der GPA an, wonach Ritter nicht die aufgelockerte Masse 
hätte abrechnen dürfen, sondern die ausgebaute Masse.  
 
Wenn der Abtransport von belastetem Bodenmaterial nach dem Bauvertrag und dem 
LV nicht abrechnungstechnisch vereinbart war, dann wurde in der Tat eine geänderte 
Leistung ausgeführt, für die die VOB vorsieht, dass hierfür „ein neuer Preis unter Be-
rücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten“ zu vereinbaren ist. Die Vereinbarung 
soll vor der Ausführung getroffen werden (§ 2 Nr. 5 VOB/B). Eine bestimmte Form für 
diese Vereinbarung ist nicht vorgeschrieben. Sie kann auch mündlich getroffen wer-
den. Entsprechend gehe ich davon aus, dass mündliche Absprachen mit der Baulei-
tung, wonach die Transportleistung über die LV-Position 4.3.50 abzurechnen ist, 
wirksam ist. Dies gilt umso mehr, als in der LV-Position 4.3.50 ausdrücklich die Ent-
sorgung von Material angesprochen wird. Auf die Frage, ob es derzeit „verjährungs-
hemmende Verhandlungen“ gibt, würde ich mich nur ungern einlassen. Man kann 
dies zwar derzeit annehmen, indessen erscheint dies nicht sicher und deshalb würde 
ich mich hierauf nicht verlassen.  
 
Sollte eine eindeutige Verjährungsverzichterklärung seitens Ritter nicht erklärt wer-
den, muss der Vorgang sicherheitshalber gerichtlich per Mahnbescheid nach Spezifi-
zierung der Rückforderung geltend gemacht werden.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Dr. Enders 
Rechtsanwalt  
 
 
Rechtsanwalt  
Dr. Ch. Enders 
Großherzog-Friedrich-Straße 8 
77694 Kehl 
Tel: 00 49 (0) 7851/2105 oder 5845 
Fax: 00 49 (0) 7851/72823 
E-Mail: kanzlei@ra-enders.com 
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